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der ganzen Region. Aber gerade auch
die persönlichen Kontakte spielten
immer eine besondere Rolle. Und es
gelang dem Lateinamerika Verein, der
sich damals noch „Ibero-Amerika Ver-
ein“ nannte, auf wunderbare Weise,
neben dem Ökonomischen immer auch
das Emotionale zum Schwingen zu
bringen. Für manchen erstaunlich im
angeblich doch so kühlen Hamburg.

Die erfolgreichen Investitionen der
industriellen deutschen Schwergewich-
te seit der zweiten Hälfte der 50er-
Jahre – so etwa von Volkswagen und
anderer Autoproduzenten – vergrößer-
ten die Präsenz deutscher Firmen im-
mer mehr. Nicht zuletzt auch durch ein
Heer an Zulieferern, die im Gefolge
dann dorthin strömten. 

Begleitet wurde das alles durch un-
zählige Wirtschaftsdelegationen, deren
Reisen der Lateinamerika Verein koor-
dinierte, wodurch er seine Netzwerke
in der Region immer weiter ausbaute.
Unbestrittene Höhepunkte waren da-
bei die Industrieausstellungen, „Tech-
nogerma“, die die breite Leistungs-
fähigkeit deutscher Unternehmen im
Ausland darstellten. Die erste fand 1954
in Mexiko-Stadt statt, eine andere 1971
in Sâo Paulo und die vorletzte wieder
in Mexiko-City (1994). 

Die große Schuldenkrise Anfang der
achtziger Jahre des letzten Jahrhun-
derts brachte Ernüchterung. Allerdings
standen Instrumente zur Bewältigung
zur Verfügung, so etwa die Kredite der
Interamerikanischen Entwicklungs-
bank, an der auch Deutschland als
„non-regional member“ seit Langem
beteiligt ist. Das letzte Jahrzehnt des
ausgehenden 20. Jahrhunderts war
wieder eine Phase regionalen Wachs-
tums und Aufschwungs. Allerdings war
Deutschland daran nicht so intensiv
beteiligt, wie man es in der Region
gewünscht hätte, aber die Wiederver-
einigung absorbierte ab 1989 einen
großen Teil der deutschen Wirtschafts-
kraft. 

Kurz nach dem Jahr 2000 wiederum
begann China – bis dahin wenig prä-
sent in der Region – mit einer bei-
spiellosen „Conquista“ Lateinamerikas,
die noch nicht abgeschlossen scheint
und immer mehr Länder in die Nähe
Pekings rückt. China lockt mit Kredi-
ten zu beispiellos günstigen Bedingun-
gen und ist außerdem längst zum wich-
tigsten Abnehmer vieler lateiname-
rikanischer Exportschlager avanciert.
Europa wiederum tut sich schwer,

endlich eine klare Antwort auf diese
Herausforderung zu finden. So düm-
pelt das EU-Mercosur-Abkommen, das
eigentlich die Grundlage für einen
neuen Aufschwung im bilateralen Ver-
hältnis Südamerikas zu Europa hätte
sein sollen, seit Jahrzehnten vor sich
hin – mal sind die Kritiker auf der ei-
nen, mal auf der anderen Seite des
Atlantiks stärker. Immer wieder wird
ein baldiger Durchbruch beschworen,
immer wieder wird er verschoben.

Ganz anders sieht es da im Ver-
hältnis Mexikos zu Deutschland aus.
Unter dem visionären Präsidenten
Carlos Salinas de Gortari (1988-94)
suchte das Land eine Einbettung in die
Weltwirtschaft über das Freihandels-
abkommen mit den Vereinigten Staa-
ten und Kanada, dem sich dann noch
viele weitere Länder und Wirtschafts-
räume anschlossen. So auch die Eu-
ropäische Union. Die Ergebnisse geben
dieser spektakulären Entscheidung
recht: Mexiko ist heute der wichtigste

Handelspartner der Vereinigten Staa-
ten. Schwer verständlich ist, warum
Mexiko diese Erfolge nun durch eine
zweifelhafte Justizreform in Gefahr
bringt. Auf der anderen Seite stürzt
Venezuela immer tiefer in den Ab-
grund. Dass dort mittlerweile der Iran
zu einem die Sicherheit der ganzen
Region bedrohenden Partner des Re-
gimes geworden ist, zeigt die Fragilität
der regionalen Stabilität – und auch
den fehlenden Gestaltungswillen der
regionalen Schwergewichte Brasilien
und Mexiko.

Eine ganz anderes Thema beherrscht
die Schlagzeilen in Argentinien: Der
libertäre Präsident Javier Milei ver-
ordnet dem Land nach Jahrzehnten
eines fast ununterbrochen regierenden
Linkspopulismus und galoppierender
Inflation eine marktwirtschaftliche
Rosskur mit währungspolitischer Dis-
ziplin. Unterstützung dafür gibt es:
Gerade erst haben die Weltbankgruppe
und die Interamerikanische Entwick-

lungsbank (IDB) Argentinien 8,8 Milli-
arden Dollar zugesagt zur „Finanzie-
rung der wirtschaftlichen Entwick-
lung“, zwei Milliarden davon fließen in
die soziale Entwicklung. Auch will die
IDB den Eintritt Argentiniens in die
OECD begleiten. Zum Modell für die
Region wird Argentinien aber erst,
wenn die eigenen Bürger wieder so viel
Vertrauen fassen, dass sie ihr Geld im
eigenen Lande anlegen.

Die wirtschaftlichen Modelle in der
Region könnten unterschiedlicher also
kaum sein. Geblieben ist ihr unglaub-
liches Potenzial, das sich immer noch
erhöht, wie der Lithium-Boom der
letzten Jahre deutlich zeigt. Ein guter
Grund also, sich weiterhin intensiv mit
der Region zu beschäftigen, so wie es
der Lateinamerika Verein seit Langem
unermüdlich tut: gute Kontakten un-
terhalten, solides Sachwissen anbieten
und es nicht mangeln lassen an gegen-
seitiger Sympathie und vor allem auch
Respekt. Ad multos annos!

Teil der Luftfahrtgesellschaften von
Deutschen gegründet wurde. Die spä-
ten 30er-Jahre und vor allem der Zwei-
te Weltkrieg unterbrachen die Phase
unbeschwerten Wirtschaftens. Einfluss
und Ansehen Deutschlands in der Re-
gion gingen stark zurück, die Präsenz
der USA nahm signifikant zu. Wir müs-
sen den Lateinamerikanern sehr dank-
bar sein, dass sie schon wenige Jahre
nach dem Kriege dem sowohl wirt-
schaftlich wie auch moralisch durch
das beispiellose NS-Terrorregime zer-
störten Land die Hand reichten – und
damit schnell eine Neubelebung der
Beziehungen möglich machten.

Im Herbst 1949, also vor 75 Jahren,
fand der erste „Lateinamerika-Tag“
statt. Die Zustimmung dazu musste
damals noch die britische Verwaltung
in der Hansestadt geben, denn die
gerade in Bonn gegründete Bundes-
republik Deutschland besaß noch keine
volle Souveränität. Erster Ehrengast
war aber gleich ein Schwergewicht: Es
kam Ludwig Erhard, der frisch gekürte
Bundeswirtschaftsminister und zu
Recht gepriesene Vater des späteren
deutschen Wirtschaftswunders. 

In den folgenden Jahren intensi-
vierten sich die Beziehungen zu Latein-
amerika zusehends. Daran war der
Lateinamerika Verein wesentlich betei-
ligt, verfügte er doch über ein gewach-
senes Netzwerk an Firmenkontakten in

Die Schätze
Lateinamerikas

W ie Deutschland in Ländern wie Mexiko und Brasilien zu Ansehen kam,

a n Einfluss verloren hat und warum die Partnerschaft  wirtschaftlich

u nd politisch gestärkt werden muss / Von Hildegard Stausberg

Lithium-Boom: Der Salar
de Uyuni in den Anden im
Südwesten Boliviens ist die
größte Salzpfanne der
Erde. São Paulo gilt als der
größte deutsche Industrie-
standort außerhalb der 
Bundesrepublik (rechts)

W
ir leben in
Zeiten, in
denen das
Bewahren
von Tradi-
tionen in
Deutschland

nicht besonders hoch im Kurs steht.
Umso schöner ist es, dass der in Ham-
burg beheimatete Lateinamerika Verein
(LAV) dagegenhält: Jedes Jahr bittet er
zum „Lateinamerika-Tag“, dem wich-
tigsten Treffen aller, die mit den Län-
dern der Region zu tun haben. Wirt-
schaftlich, politisch und auch – ein
bisschen – kulturell. 

Diesen Herbst jährt sich der „Latein-
amerika-Tag“ zum 75. Mal, Zeit also
zur Bestandsaufnahme und zum Aus-
blick: Was wollten die Gründer im
Jahre 1949, was haben sie erreicht, und
welche neuen Herausforderungen gibt
es? Die Hafenstadt Hamburg mit ihrem
Blick nach außen in die weite Welt hat
stets besondere Beziehungen unterhal-
ten zu den Ländern südlich des Rio
Grande. Das lag auch daran, dass diese
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts erst langsam zur staatlichen Ein-
heit fanden und von ihren ehemaligen
Kolonialmächten keine Unterstützung
bekamen. In Hamburg wiederum er-
kannten Kaufleute mit Weitblick früh
das dort entstehende Potenzial und
gründeten erste Handelsniederlassun-
gen und Konsulate: Während Briten
und Franzosen ihre Kolonialreiche
erweiterten, bauten die Hanseaten ihr
Handelsnetz im unabhängigen Latein-
amerika aus. Nach der Reichsgründung
1871 setzte sich dieser Trend in ganz
Deutschland fort: Unsere Firmen –
groß und klein – wurden dort aktiv,
tatkräftig unterstützt von der wachsen-
den Zahl deutscher Immigranten, den
„Auslandsdeutschen“, für die Latein-
amerika von Mexiko bis Feuerland zur
neuen Heimat wurde. 

Einen dramatischen Einbruch brach-
te der Erste Weltkrieg. Dies erklärt
aber auch, warum gerade Hamburger
und Bremer Kaufleute dann 1916 – mit-
ten im Krieg – einen „Hamburgischen
Ibero-Amerika Verein“ gründeten. Die
dann ab den 20er-Jahren rasant wach-
sende Präsenz deutscher Firmen hatte
zu tun mit dem Versailler Vertrag:
Deutschen Firmen war der Handel mit
Ländern aus dem Einflussbereich der
Entente untersagt. So wich man aus
nach Lateinamerika, wo zum Beispiel
in den 20er-Jahren der überwiegende

Das moderne Brasilien (hier U-Bahn-Station in Rio de Janeiro) lockt internationale Investoren an und gilt mit Mexiko als wichtigster Markt-
platz für Deutschland (Foto oben). Wichtige Handelspartner: Containerschiffe pendeln zwischen Südamerika und Europa (Foto ganz oben). 
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D eutsche Einwanderer haben

B rasilien geprägt S eite IV

S tarke Bande

E nergiewende: Duell um den

T reibstoff der Zukunft S eite II

S tarke Allianz

U nter der Schirmherrschaft von

H amburgs Erstem Bürgermeis-

t ers Peter Tschentscher lädt der

L ateinamerika Verein a m 6. und

7 . November zum 75. Latein-

a merika-Tag in die Hamburger

H andelskammer ein. In den

H auptpanels geht es unter ande-

r em um die Frage, wie Unterneh-

m en an der Finanzierung der

Wirtschaftstransformation

d urch internationale Banken

t eilnehmen können – auch im

H inblick auf den Klimawandel

u nd geopolitische Herausforde-

r ungen in Lateinamerika. Weitere

T hemen: Ausbau der Infrastruk-

t ur, nachhaltige Reindustrialisie-

r ung, neue Energieformen sowie

d er Umgang mit Rohstoffen.

7 5. Lateinamerika-Tag

i n der Hansestadt

ANZEIGE



Chile ist nach Aust-
ralien der zweitgrößte

Lithium-Produzent
weltweit, der Abbau

erfolgt hauptsächlich in
der Atacama-Wüste. Links:

Sole-Laken, die Lithium-
carbonat enthalten. Rechts:

Luftaufnahme vom Solar- und
Photovoltaik-Kraftwerk Cerro Do-

minador. Es arbeitet mit 10.600 Spie-
geln, die das Sonnenlicht reflektieren und
auf einen zentralen Punkt konzentrieren

den. Auch die Produktion von grünem
Wasserstoff in Lateinamerika ist eine
Chance für globale nachhaltige Ent-
wicklung und Zusammenarbeit im
Kampf gegen den Klimawandel.“

Pläne sind eine Sache, die konkrete
Umsetzung eine andere. Sowohl beim
Lithium-Abbau als auch beim grünen
Wasserstoff ist Deutschland derzeit in
Lateinamerika nicht in der Pole-Positi-
on. Doch es tut sich was. Zumindest auf

europäischer Ebene. EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen hob
im vergangenen Jahr die strategische
Bedeutung der Region hervor, wenn
auch vielleicht eine Spur zu pathetisch:
„Europa meldet sich zurück in Brasi-
lien. Europa meldet sich zurück in La-
teinamerika. Unsere beiden Regionen
sind nicht nur natürliche Partner, son-
dern auch Partner der Wahl. Und es ist
an der Zeit, unsere strategische Part-

nerschaft auf die
nächste Stufe zu
heben“, sagte von
der Leyen nach ei-
nem Besuch in Brasi-
lien und Gesprächen
mit Präsident Luiz
Inácio Lula da Silva. Der
bekam gute Nachrichten zu
hören: „Im Rahmen des Global
Gateway, unseres internationalen
Investitionsplans, wird die Europäische
Union zehn Milliarden Euro in Latein-
amerika und der Karibik investieren.
Und dies ist nur der Anfang. Denn dazu
kommen noch private Investitionen
und Beiträge unserer Mitgliedstaaten.“

Trotzdem knirscht es im Gebälk. In
Frankreich sperrt sich die Landwirt-
schaft gegen das Freihandelsabkom-
men. Brasiliens hocheffiziente und
ebenso hochmoderne Agrarindustrie ist
schon seit langer Zeit ein Global Player.
Umgekehrt kritisiert Präsident Lula da
Silva einen „grünen Kolonialismus“.
Gemeint sind damit Vorschriften aus
Brüssel, die in Brasilien, Paraguay oder
Argentinien als übergriffig empfunden
werden. Umwelt- oder Waldschutz sei-
en Sache der einzelnen Länder in Süd-
amerika und nicht von Brüssel. Lula da
Silva verweist auf rückläufige Abhol-
zungszahlen im Amazonas und ver-
spricht, bis 2030 die Abholzung kom-
plett heruntergefahren zu haben.

Anna Cavazzini sitzt für die Grünen
im EU-Parlament und schaut mit be-
sonderem Interesse nach Lateinameri-
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G
erade war er in Costa Rica,
Guatemala und Peru. Ingo
Kramer kennt sich bestens
aus auf dem Doppel-Konti-

nent. Er leitet die Lateinamerika-Initia-
tive der Deutschen Industrie-und Han-
delskammer (DIHK). Dort sind auch an-
dere Wirtschaftsverbände engagiert. 

V ON STEFAN SEEWALD

W ELT: Welche Bedeutung hat der rie-
sige Wirtschaftsraum Lateinamerikas
für deutsche Unternehmen?
I NGO KRAMER: Das aktuelle Handels-
volumen zwischen Deutschland und La-
teinamerika beträgt etwa 45 Milliarden
Euro. Der ausschlaggebende Punkt ist
aber sicher die zukünftige Entwicklung.
Und es gibt eine wesentliche Verände-
rung: Da Russland als Markt wie auch
als Lieferant für Deutschland weggefal-
len ist, rückt jetzt in den Fokus, dass al-
les, was wir an Bodenschätzen von dort
bekamen, auch in Lateinamerika vor-
handen ist. Die Perspektiven richten
sich jetzt auf das Potenzial dort. Wir ge-
hen davon aus, dass deshalb das Han-
delsvolumen in den kommenden zehn
Jahren erheblich wachsen wird.

W ELT: Aus vielen Staaten Lateiname-
rikas kennen wir wenig stabile politi-
sche Strukturen. Wie sehr können
sich Unternehmen auf die Strukturen
verlassen?
KRAMER: Wie in Europa auch, werden
lange gewachsene Handelsstrukturen
bei Regierungswechseln aufrecht-
erhalten. Deutsche Unternehmen, die
dort aktiv sind, oder deutschstämmige

Unternehmen vor Ort kennen das seit
Jahrzehnten und haben einen Modus
Vivendi gefunden, damit umzugehen.
Es gibt extreme Ausnahmefälle wie et-
wa Venezuela. Von einem der reichsten
Länder Südamerikas hat es sich fast
zum Armenhaus entwickelt, obwohl die
Grundlagen der Reichtümer immer
noch da sind. Politische Wechsel ken-

nen wir auch aus Europa. In Lateiname-
rika sind sie vielleicht emotional etwas
schwungvoller, weil der Kontinent viel
emotionaler ist, was wir kulturell dort
oft besonders schätzen.

W ELT: Welche Branchen sind für
deutsche oder europäische Unterneh-
men besonders wichtig?
K RAMER: Das muss man von zwei Sei-
ten betrachten: Auf der Importseite
sind die Bodenschätze wichtig und da-
mit auch landwirtschaftliche Produkte.
Da haben die europäischen Länder im
Wesentlichen gleiche Interessen. Was
für die Exportwirtschaft für Deutsch-
land besonders wichtig ist, ist das tech-
nische Know-how im Maschinen- und
Anlagenbau, besonders zur Gewinnung
und Verarbeitung der Bodenschätze im
Land, in der Transporttechnik mit Au-
tomotiv- und Eisenbahnsektor, in der
Logistik sowie in der chemischen In-
dustrie. Für diese Branchen ist Latein-
amerika ein großer Markt und hat den-
selben Stellenwert wie in anderen Welt-
gegenden. Das kann man ausbauen. Es
ist eine wachsende Bevölkerung da, der
Wohlstand nimmt schrittweise zu. Das
heißt, der Bedarf an deutschen Export-
gütern wächst. Jetzt wird es die Kunst
sein, zu erreichen, dass dieser Bedarf
möglichst aus Deutschland bedient
wird, denn andere Konkurrenten sind
auch vor Ort. Die Chancen der deut-
schen Unternehmen sind aufgrund der
gewachsenen Strukturen nicht schlecht,
aber sie müssen konkurrenzfähig, also
preiswürdig bleiben. Ich traue der deut-
schen Wirtschaft zu, dass sie das Niveau
auch in Zukunft halten kann.

„Wir sind
nicht 
das Maß
aller
DINGE “

DIHK-Experte

I ngo Kramer über

P erspektiven und

H erausforderungen 

a uf dem Subkontinent

ANZEIGE

ka. „Gerade in Zeiten der geopoliti-
schen Auseinandersetzungen mit auto-
kratischen Staaten wie China birgt die
engere Zusammenarbeit mit Latein-
amerika große Chancen für eine breite-
re Aufstellung der europäischen Han-
delsbeziehungen und einer Risikomini-
mierung für sehr anfällige Lieferket-
ten“, sagt Cavazzini. Zugleich warnt sie
vor zu vielen Kompromissen, betont
aber zugleich: „Bei der Zusammenarbeit
mit Lateinamerika bei Zukunftstechno-
logien oder wichtigen Rohstoffen dür-
fen nicht die gleichen Fehler der Ver-
gangenheit gemacht werden. Es braucht
klare menschenrechtliche und umwelt-
politische Leitplanken, um negative
Auswirkungen zu minimieren. Hierbei
sind das Lieferkettengesetz und das Ge-
setz für entwaldungsfreie Lieferketten
zentral.“ Das alles nun zu Papier zu

L
ithium in Argentinien, Chile
und Bolivien und grüner
Wasserstoff aus Brasilien: La-
teinamerika hat, was Europa
für die angestrebte Energie-

wende braucht. Umgekehrt hat Europa,
was Lateinamerika für einen Wachs-
tumsschub zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung braucht: Investitionskapital
und Know-how. Eigentlich gute Voraus-
setzungen für eine enge Partnerschaft.
Doch Lateinamerika stand in den letz-
ten Jahrzehnten nicht immer ganz oben
auf der Prioritätenliste in Brüssel oder
Berlin. 

V ON TOBIAS KÄUFER

Andere globale Player wie China ha-
ben das ausgenutzt und sich strategi-
sche Vorteile in der Region verschafft.
Geopolitische Veränderungen scheinen
dafür zu sorgen, dass Europa nun auf-
wacht. Der Abschluss eines EU-Merco-
sur-Freihandelsabkommens würde bei-
den Seiten helfen, auch bei Großprojek-
ten wie Lithium und grünem Wasser-
stoff. Verlässliche Rahmenbedingungen
und Planbarkeit sind die wichtigsten
Steigbügelhalter für Investitionen. Ge-
spräche müssen aber auf Augenhöhe ge-
führt werden. In Brasília, Asunción oder
Buenos Aires hat man nicht immer die-
sen Eindruck, wenn es um Umwelt- und
Klimaschutz geht.

Peter Beyer vom CDU-Arbeitskreis
Lateinamerika im Deutschen Bundestag
sieht die Region als Schlüssel für die Zu-
kunft: „Lateinamerika muss für uns der
zentrale Partner bei Rohstoffpartner-
schaften sein. Das Feld dürfen wir nicht
China überlassen.“ Zu bieten habe
Deutschland eine ganze Menge: „Wirt-
schaft, Wissenschaft und Forschung
verfügen über ein enormes Know-how,
wenn es um die Erschließung und Ver-
arbeitung von Rohstoffen geht. Darin
liegen Chancen, die genutzt werden
müssen.“ Konkret sieht Beyer zwei Ge-
biete, in denen Lateinamerika viel Po-
tenzial bietet: „Um die Chancen des Lit-
hium-Abbaus in Lateinamerika zu nut-
zen, müssen wir bestehende Partner-
schaften stärken und neue Allianzen bil-

L ithium und

Wasserstoff

g ehören zu den

Schlüsselelementen

d er Energiewende.

E uropa braucht die

R essourcen aus

Lateinamerika,

d och China wird

i n der Region

i mmer mächtiger 

DUELL

um den
Treibstoff der

Zukunft
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W ELT: Wie geht die deutsche Wirt-
schaft mit der starken Konkurrenz
aus den USA und wachsend aus China
um? Ist das eher ein Fall für die Poli-
tik?
K RAMER: Nein, die Politik muss aber
die Rahmenbedingungen gestalten.
Dort gibt es Felder, wo sie, diplomatisch
gesagt, etwas Nachholbedarf hat. Das
Freihandelsabkommen Mercosur, was
jetzt seit mehr als 25 Jahren verhandelt
wird, aber immer noch nicht unter-
zeichnet wurde, ist so ein politisches
Manko, nicht nur ein deutsches, son-
dern ein europäisches. Ein anderes The-
ma sind Doppelbesteuerungsabkom-
men, was von Deutschland aus angesto-
ßen werden müsste. In beiden Fällen
gibt es eine politische Bringschuld, nach
meinem Eindruck aber mehr auf der eu-
ropäischen als auf der lateinamerikani-
schen Seite. Ich war in letzter Zeit teil-
weise mehrfach in Brasilien, Paraguay,
Uruguay und Argentinien. Dort ist das
Freihandelsabkommen unterschrifts-
reif. Die Frage ist nun noch, wie weit
oben man das in Europa auf die Priori-
tätenliste setzt. Und da müssen wir
deutlich nachlegen.

W ELT: Der Handel mit Rohstoffen wie
Lithium oder Soja wird hierzulande
auch stark in Hinblick auf mögliche
soziale und ökologische Folgen für
die Herkunftsländer diskutiert. Wie
stellt sich die deutsche Wirtschaft
diesen Fragen?
K RAMER: Jeder Bodenschatzgewinn, je-
de Landwirtschaft ist mit einem Ein-
griff in die Natur verbunden. Das ist in
Europa genauso wie in Lateinamerika.

Wir müssen uns als Europäer deshalb
mit Vorschriften und gut gemeinten
Ratschlägen mehr zurückzunehmen.
Wir sind nicht das Maß aller Dinge. Wir
haben uns angewöhnt, der Welt schul-
meisterlich entgegenzutreten. Die Län-
der auf dem lateinamerikanischen Kon-
tinent haben ein starkes eigenes Selbst-
bewusstsein, wie sie ihre Dinge regeln
wollen. Wenn wir das nicht anerkennen,
orientieren sie sich anders. Wir müssen
ihre eigene Kultur und ihren eigenen
Weg anerkennen, wie sie ihre Wirt-
schaft entwickeln wollen. Sie werden es
nicht immer nach den Maßstäben tun
können, die wir von ihnen erwarten.
Aber ihre eigenen Maßstäbe sind sehr
oft besser an die Verhältnisse vor Ort
angepasst. Wir sind ein hochentwickel-
tes Land, haben auf dem Weg dahin aber
auch andere Stufen der Entwicklung
durchschritten. Die sogenannten

Schwellenländer fühlen sich von der
westlichen Welt gegängelt und wollen
sich davon befreien. Wir müssen Hilfe
anbieten anstatt Forderungen zu stel-
len, die wir vor einigen Jahrzehnten
auch noch nicht hätten erfüllen können.

WELT: Wohin soll die lateinamerika-
nische Reise der deutschen Wirt-
schaft gehen? Was sind die nächsten
Aufgaben?
KRAMER: Für uns ist Lateinamerika
kein Krisen-, sondern ein Chancenkon-
tinent. Dort liegen weit überwiegend
demokratisch verfasste Länder, auf de-
ren Wertefundament man aufbauen
kann. Aus unserer Sicht wird das Han-
delsvolumen deutlich wachsen, beson-
ders im Bereich Rohstoffe bis hin zum
Wasserstoff. Die Weiterverarbeitung
der Rohstoffe in diesen Ländern voran-
zutreiben, ist eine Aufgabe par exellen-
ce des deutschen Maschinen- und Anla-
genbaus. Wir müssen das aber geschickt
vorantreiben. Ein Problem ist noch die
Finanzierung, die etwa China staatli-
cherseits ihren Unternehmen gewährt.
Europa hat aber mit dem „Global gate-
way“ eine konkurrenzfähige Alternative
entwickelt, die ausgebaut werden muss.
Politische Unterstützung ist hilfreich.
In Ländern, die dem protokollarischen
Staatsgefüge eine hohe Bedeutung bei-
messen, spielt es eine Rolle, ob die Re-
gierung eines Partnerlandes eine Nähe
zu Lateinamerika sucht und findet oder
ob sich die Partnerschaft ausschließlich
auf wirtschaftlichem Gebiet bewegt.
Was wir jetzt brauchen, ist der Ab-
schluss von Verträgen. Die Zeit der rei-
nen Verhandlungen ist vorbei.

S
eit knapp einem Jahr ist Ja-
vier Milei in Argentinien
im Amt. Und kaum ein Po-
litiker aus Lateinamerika
zieht derzeit so viel Auf-

merksamkeit auf sich wie der libertäre
Präsident. Milei will in seinem Heimat-
land wieder eine florierende Wirt-
schaft ermöglichen, Märkte deregulie-
ren, die Armut und Überschuldung mit
Marktwirtschaft bekämpfen. Dem
einst so reichen Land hat er eine
Schocktherapie verordnet, die entwe-
der Euphorie oder Entsetzen auslöst –
je nach politischer Einstellung und den
Lebensumständen.

V ON TOBIAS KÄUFER

Im Dezember 2023 hatte Milei ein
völlig überschuldetes Land mit hoher
Inflation, einem aus dem Ruder gelau-
fenen Bürokratie-Apparat und einer in
weiten Teilen deindustrialisierten
Wirtschaft übernommen. Es folgten ei-
ne drastische Reduzierung der Minis-
terien, Kürzungen von staatlichen Aus-
gaben für Medien und Universitäten,
Massenentlassungen in Behörden und
Institutionen, De- und Entregulierung
von Vorschriften und Gesetzen. Das al-
les hatte Konsequenzen: Auf der Ha-
benseite steht eine deutliche Reduzie-
rung der monatlichen Inflation auf ein-
stellige Werte. Zudem sanken die Woh-
nungsmieten, das Angebot wurde grö-
ßer. Die Energiehandelsbilanz soll zum
Jahresende erstmals einen Überschuss
von vier Milliarden US-Dollar abwer-
fen, bis 2030 könnten es sogar bis zu 25
Milliarden Dollar sein. Der Staatshaus-
halt erwirtschaftet wieder ein Plus.
Demgegenüber steht ein Anstieg der
ohnehin schon hohen Armutsquote auf
über 50 Prozent. Milei hatte dies in ei-
ner Art Blut-Schweiß-und-Tränen-Re-
de zu Beginn seiner Amtszeit angekün-
digt. Nach einem schweren ersten Jahr,
das im Dezember zu Ende geht, werde
es in Argentinien aufwärtsgehen. Der
knallharte Kurs verlangt der Bevölke-
rung viel ab.

Tatsächlich blickt die Wirtschafts-
welt mit großer Spannung nach Argen-
tinien. Denn die neue Dynamik ver-
spricht neue Chancen: „Argentinien
besitzt attraktive Voraussetzungen für
Investitionen im Energie- und Roh-
stoffsektor, insbesondere Gas- und
Wasserstoff, erneuerbare Energien,
Lithium, Kupfer“, sagt Hans-Dieter
Holtzmann von der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung, der die Entwicklung in
Buenos Aires aus der Nähe verfolgt.
„Für Argentinien sprechen auch die
prowestliche Orientierung und die ge-
festigte Demokratie. Die Bevölkerung
ist relativ jung und im lateinamerikani-
schen Vergleich gut ausgebildet und
technologieaffin.“

Milei setzt auf Privatisierungen. So
will er trotz heftigen Widerstandes die
staatliche Fluglinie Aerolineas Argenti-
nas privatisieren. Schon jetzt deutet
sich an, dass die Liberalisierung im
kommenden Jahr neue Privatunter-
nehmen auf den Markt der Fluglinien
bringen wird. „Die Regierung ist dabei,
die Haupthindernisse und -risiken für
Investitionen aus den letzten Jahr-
zehnten anzugehen und zu beseiti-

gen“, sagt Eugenio Mari vom wirt-
schaftsliberalen Thinktank Fundación
Libertad y Progresso. Hinzu komme ei-
ne Deregulierungs- und Reformagenda,
die bürokratische und administrative
Beschränkungen beseitige, die Investi-
tionen verlangsamt und verteuert hät-
ten. Zudem habe es ein hohes Maß an
staatlicher Einflussnahme gegeben, wer
und unter welchen Bedingungen inves-
tieren durfte. Mari ist überzeugt: „Ar-
gentinien bewegt sich auf eine größere
makroökonomische Stabilität zu.“ Dies

mache sich zuerst in den wettbewerbs-
fähigsten Sektoren des Landes bemerk-
bar, die bisher weniger entwickelt wa-
ren – also vor allem in denen mit dem
größten Wachstumspotenzial. „Dies
sind die traditionellen Sektoren wie die
Landwirtschaft, wo die Produktion in
den letzten Jahren relativ stagnierte,
während sie in den Nachbarländern
deutlich gestiegen ist“, sagt Mari. Ar-
gentinien verfüge außerdem über einige
der weltweit bedeutendsten Vorkom-
men an Öl und Gas. Entwicklungschan-

cen würde es also auch für die Entwick-
lung der Infrastruktur und den Ausbau
der Dienstleistungen geben. Dass Ar-
gentinien ein gutes Pflaster für Start-
ups sein kann, glaubt auch die Bundes-
regierung. „San Francisco, Silicon Val-
ley, New York, Boston, Singapur und
jetzt Buenos Aires: das erste Büro in
Südamerika. Das zeigt, dass die deut-
sche Wirtschaft kommen will und blei-
ben wird“, sagte Botschafter Dieter
Lamlé vor wenigen Wochen. „Wir wol-
len mit dem German Accelerator eine
bilaterale Brücke zwischen Start-ups
schlagen und die Zusammenarbeit för-
dern.“ Von Buenos Aires aus soll das Bü-
ro deutsche Start-ups bei ihrer Expansi-
on in der Region unterstützen und die
deutschen Kenntnisse über Südamerika
stärken. Schon jetzt stammen mehrere
der international bekannten Start-up-
Einhörner mit einer Marktbewertung
von mehr als einer Milliarde US-Dollar
aus Argentinien. Mercado Libre (On-
linehandel) und Globant (IT) sind zwei
Beispiele. „Die Regierung hat jüngst ein
Investitionsförderungspaket aufgelegt,
das 30-jährige Steuervergünstigungen
und außenwirtschaftliche Erleichterun-
gen für größere Investitionen über 200
Millionen US-Dollar vorsieht“, sagt
Hans-Dieter Holtzmann.

Das allerdings kann nur ein Anfang
sein. Die nach wie vor beträchtlichen
Außenhandelsbeschränkungen hem-
men den Austausch von Gütern und
Dienstleistungen sowie ausländische
Investitionen. Entscheidend für den
langfristigen Erfolg Argentiniens sei au-
ßerdem eine Wirtschaftspolitik, die
nachhaltige Stabilisierung und Wachs-
tum ermöglicht, eine leistungsstarke
Infrastruktur und Institutionen in Jus-
tiz, Verwaltung und Finanzsystem, so
Holtzmann. Eine Gesellschaftspolitik,
die den sozialen Zusammenhalt nicht
vernachlässigt, und eine Außenpolitik,
in der sich das Land als international
verlässlicher und verantwortungsbe-
wusst agierender Partner präsentiert.
Holtzmann ist überzeugt: „Argentinien
hat alle Chancen, an die glorreichen
Zeiten Ende des 19. Jahrhunderts anzu-
knüpfen, es muss sie nur nutzen.“

Blut, Schweiß
und T RÄNEN 

A rgentiniens Präsident Javier Milei baut

d en Staat und die Wirtschaft mit radikalen

R eformen um. Wie steht es um das Land?

Von der harten
Sorte: Javier Milei
auf dem Balkon des
Präsidentenpalasts
in Buenos Aires
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u nd von 2013 bis 2020 Präsident

d er Bundesvereinigung der Deut-

s chen Arbeitgeberverbände.

Zur

Person

D
IH

K
/J

E
N

S
 S

C
H

IC
K

E

bringen und beide Sichtweisen zu be-
rücksichtigen, wird die entscheidende
Aufgabe der Delegationen aus Europa
und Südamerika sein. Eine weitere Ver-
schiebung des Freihandelsabkommens
kann sich Europa nicht leisten. Das gilt
allerdings auch für Rückschläge beim
Waldschutz im Amazonasgebiet. Ob es
bis zum G-20-Gipfel im November in
Rio de Janeiro klappt, bleibt abzuwar-
ten. Zu oft wurden Hoffnungen ent-
täuscht. Uruguay, Brasilien und selbst
Argentinien schauen beim Thema Frei-
handel inzwischen auch nach China.

Cavazzini schlägt vor, bei der Lithi-
um-Gewinnung oder der Produktion
von grünem Wasserstoff auch die lokale
Entwicklung vor Ort stärker in den
Blick zu nehmen. Dieser Schritt würde
Europa positiv von China abgrenzen.
„In der Vergangenheit exportierte La-
teinamerika die Rohstoffe, die Wert-
schöpfung fand häufig woanders statt.
Zusammen mit europäischen Partnern
muss mehr Wert darauf gelegt werden,
Veredelungsschritte in Lateinamerika
vorzunehmen“, sagt Cavazzini.

Insbesondere für kleine und mittel-
ständische Zuliefererbetriebe bietet ei-
ne fortschreitende Industrialisierung in
Lateinamerika große Chancen, doch da-
zu müssen die Rahmenbedingungen
stimmen. Einfach ist das nicht: Chinas
Handelsverträge sind deutlich intrans-
parenter als die der Europäer: „In der
gesamten Region kann ein wachsendes
Interesse Chinas an einer engeren wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit festge-

stellt werden, insbesondere in für China
strategischen Sektoren wie Energie und
Infrastruktur“, sagt Hans-Dieter Holtz-
mann von der Friedrich-Naumann-Stif-
tung in Buenos Aires. „Die vermeintlich
attraktive Finanzierung, die China hier-
bei häufig anbietet, kann sich schnell als
süßes Gift erweisen: Es gibt zwar keine
umwelt- und sozialpolitischen Bedin-
gungen wie bei anderen Geldgebern,
aber dafür harte wirtschaftliche Kondi-
tionen sowie eine strikte Geheimhal-
tung der Vertragsdetails, die unter an-
derem korrupte Praktiken verschleiern
kann.“ Die Konsequenz seien im Endef-
fekt wirtschaftliche, aber auch politi-
sche Abhängigkeiten bis hin zu Sicher-
heitsrisiken.

Der Fahrplan für die Zukunft bei Li-
thium und grünem Wasserstoff erfor-
dert demnach mehr Mut und Flexibilität
bei den Europäern, aber auch die Ein-
sicht in Südamerika, dass Umwelt- und
Klimaschutzpolitik nicht grundsätzlich
wirtschaftsfeindlich sein müssen. Das
EU-Mercosur-Freihandelsabkommen
könnte dafür den richtigen Rahmen bie-
ten. Es wäre für beide Seiten ein Boos-
ter, der helfen könnte, eines der zentra-
len Probleme der Zukunft zu lösen: eine
Energietransformation weg von den fos-
silen Brennstoffen hin zu grüner Ener-
gie und emissionsfreien Antrieben. Für
Lateinamerika brächte das dringend be-
nötigte Investitionen, für Europa mit-
telfristig Versorgungssicherheit und
Stabilität, was zuletzt durch die weltpo-
litischen Turbulenzen verloren ging.
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W
elches könnte die
meistgesprochene
Sprache in Brasilien
nach Portugiesisch
sein? Spanisch? Eng-

lisch? Nein: Deutsch! Zwar ist es nicht
unbedingt akzentfreies Hochdeutsch.
Oft vermischt es sich mit portugiesi-
schen Ausdrücken oder deutschen Dia-
lekten. Doch in manchen Regionen ist
Deutsch sogar offizielle Amtssprache.
Schließlich sind zwischen zehn und elf
Millionen Brasilianer, rund fünf Pro-
zent der Gesamtbevölkerung, deutscher
Herkunft. Voll integriert in die multi-
kulturelle Gesellschaft, halten viele von
ihnen an ihrer Sprache und Kultur fest.
Wohnen vielerorts in beschaulichen
Fachwerkhäusern, feiern die „Kerb“,

wie die Kirchweih in Rheinland-Pfalz
genannt wird, essen Apfelstrudel, deut-
sche Wurst und Sauerkraut. Zum brasi-
lianischen Grillfleisch gibt es Kartoffel-
salat nach dem deutschen Reinheitsge-
bot gebrautes Bier. Und während São
Paulo die größte deutsche Industrie-
standort außerhalb Deutschlands ist,
begeht Blumenau seit den 1980er-Jah-
ren das weltweit zweitgrößte Oktober-
fest mit rund 600.000 Besuchern. 

V ON ULRIKE WIEBRECHT

Vor 200 Jahren wanderte eine Grup-
pe von rund vierzig Deutschen nach
Brasilien ein. Zwar waren auch vorher
vereinzelt Deutsche in das Land gekom-
men. Naturforscher wie Hans Staden,

Johann Baptist Spix oder Carl Friedrich
Philipp von Martius zum Beispiel. Doch
mit der Unabhängigkeit Brasiliens 1822
hatte das Land seine Einwanderungspo-
litik geändert. Damals wollte man dünn
besiedelte Gebiete im Süden erschlie-
ßen und mithilfe von Einwanderern die
Grenzen zu den Nachbarländern Argen-
tinien und Uruguay sichern. Die Deut-
schen galten als fleißig, gut ausgebildet
und gehorsam. Wer von ihnen bereit
war, das Land zu bearbeiten, erhielt
Grund und Boden, Saatgut, Tiere und
landwirtschaftliches Gerät.

Den Pionieren folgten unzählige an-
dere, die sich als Bauern und Handwer-
ker betätigten. Sie gründeten Brauerei-
en und Kleinunternehmen der Textil-,
Leder- oder Lebensmittelindustrie, da-

zu Schulen, Kirchen, Vereine und Zei-
tungen. Im Lauf der Jahrzehnte ent-
standen deutsche Städte wie São Leo-
poldo, Blumenau, Novo Hamburgo oder
Pomerode, die die Bundesstaaten Rio
Grande do Sul, Santa Catarina und Pa-
raná nachhaltig prägten.

Wobei das nicht reibungslos vonstat-
ten ging. „Probleme gab es genug: die
Bedingungen der Reise, die Verzöge-
rung bei der Verteilung von Land und
Saatgut, die teilweise falschen Vermes-
sungen, die zu Landkonflikten führten,
Tropenkrankheiten, mangelnde medizi-
nische, schulische und religiöse Versor-
gung, Herausforderungen der Natur,
Missernten, Verschuldung gegenüber
Auswandereragenten, Behörden, Ver-
waltern, Händlern und auch blutige

Konflikte mit der indigenen Bevölke-
rung, die in manchen Gegenden noch
lebte und verdrängt wurde“, zählt die
Historikerin Dr. Karen Lisboa auf, die
selbst Brasilianerin mit deutschen Wur-
zeln ist und im Auftrag der brasiliani-
schen Botschaft in Berlin eine Ausstel-
lung zu dem Thema kuratiert hat. 

Insgesamt kamen zwischen 1820 und
1930 rund 220.000 Deutsche nach Brasi-
lien, darunter Akademiker, Ärzte, Leh-
rer oder Unternehmer, die den Grund-
stein zu großen Industrieunternehmen
legten. Unter dem nationalistisch aus-
gerichteten, autoritären Präsidenten
Getúlio Vargas änderte sich die Einwan-
derungspolitik. Er verordnete den Mig-
ranten eine strikte Brasilianisierung.
Als sein Land 1941 in den Zweiten Welt-
krieg eintrat, wurden Deutschunter-
richt und deutsche Institutionen verbo-
ten. Nachdem viele Einwanderer mit
dem Nationalsozialismus sympathisiert
hatten, geriet die deutsche Kultur zu-
sätzlich durch den Holocaust in Miss-
kredit. Darunter hatten Verfolgte des
Nazi-Regimes zu leiden, die in den Tro-
pen Zuflucht suchten. Erst in den 50er-
Jahren öffnete die Regierung das Land
wieder für die deutsche Industrie. 

Heute steht der Beitrag, den die deut-
schen Einwanderer für die wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Entwicklung
des Landes geleistet haben, außer Frage.
Grund genug, das 200-jährige Jubiläum
entsprechend zu feiern. Der sogenannte
Bicentenario, zu dem Brasilien eigens
eine Briefmarke ausgegeben hat, wird
mit zahlreichen Veranstaltungen, Kon-
zerten, Ausstellungen und Symposien
begangen – leider überschattet von der
verheerenden Flutkatastrophe, die vor
allem in Rio Grande do Sul zahlreiche
Opfer forderte und große Teile der In-
frastruktur zerstörte.

Immerhin steht die 200-Jahr-Feier im
Zeichen der Neuordnung der deutsch-
brasilianischen Beziehungen. Die Amts-
übernahme durch Präsident Luiz Inácio
Silva da Lula hat den diplomatischen
Beziehungen neuen Auftrieb gegeben.
Grundlage der stabilen Beziehungen, so
die Überzeugung von Botschafter Ro-
berto Jaguaribe, bilden die deutschen
Communities in Brasilien. Hinzu kom-
men die Beziehungen und Freundschaf-
ten, eine Art Bürgerdiplomatie, die In-
stitutionen wie die Deutsch-Brasiliani-
sche Gesellschaft oder die vierzehn
Städtepartnerschaften pflegen. 

Heute verläuft die Migration längst in
umgekehrter Richtung. Nach Schätzun-
gen von Botschafter Jaguaribe hat
Deutschland innerhalb der EU die meis-
ten Brasilianer aufgenommen. Offiziell
sollen hier um die 160.000 dauerhaft le-
ben. Der Bedarf an Ingenieuren, Infor-
matikern, Krankenpflegern und ande-
ren Arbeitskräften ist groß. Was lässt
sich im Hinblick auf diese Migranten
aus der 200-jährigen Geschichte ler-
nen? „Was sich bei der Integration der
deutschen Einwanderer bewährt hat, ist
zum einen, dass die deutsche Sprache in
Brasilien amtlich anerkannt wurde“, er-
klärt Karen Lisboa. Positiv ausgewirkt
habe sich außerdem die Tatsache, dass
jeder, der im Land geboren ist, automa-
tisch die brasilianische Staatsangehö-
rigkeit erhält. „Das schafft Zugehörig-
keit“, resümiert die Historikerin.

� „ Aufbruch in ein fremdes Land – 

e ine Ausstellung über 200 Jahre deut-

s che Auswanderung nach Brasilien“. 

B is 3. Dezember, Mo–Fr von 10–17 Uhr, 

b rasilianische Botschaft, Wallstraße 57,

1 0179 Berlin. Eintritt frei.

S ie flohen vor Armut und Arbeitslosigkeit. 

V or 200 Jahren wanderten die ersten Deutschen

n ach Brasilien aus, um sich ein besseres Leben

a ufzubauen. Probleme gab es genug, trotzdem

g elang die Integration. Eine Erfolgsgeschichte
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Seit den 80er-Jahren feiert Blumenau im brasilianischen Santa Catarina das zweitgrößte Oktoberfest. In Planung ist auch eine Städtepartnerschaft mit Erfurt 
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D
ie Investitionsankündigun-
gen sind riesig, die Erwar-
tungshaltung ist es aller-
dings auch: Vor wenigen Ta-

gen veröffentlichte ein Fachportal aus
der Bergbau- und Energiewirtschaft ei-
ne Zukunftsperspektive für eine der
ärmsten Regionen des Landes. „Der
Nordosten Brasiliens steht im Mittel-
punkt einer globalen Energierevolution
mit einem klaren Schwerpunkt: der
Produktion von grünem Wasserstoff,
der als Kraftstoff der Zukunft gilt.“ Ein
mit KI erzeugtes Bild zeigte eine futu-
ristische Industrielandschaft mit Wind-
energierädern, Wasserstoffkraftwerken
und Produktionsanlagen. 

Entstehen soll ein „brasilianisches
Ruhrgebiet“ in Rio Grande do Norte im
Nordosten von Brasilien. In der Realität
ist es bis dahin allerdings noch ein wei-
ter Weg. Und doch deuten immer mehr
Indizien darauf hin, dass Brasilien auf
dem Weg zu einem internationalen
Schlüsselmarkt der Zukunft wird. Im
Raum stehen Investitionen in Höhe von
120 Milliarden Real (umgerechnet etwa
20 Milliarden Euro), um die Produktion
von grünem Wasserstoff anzukurbeln –
oder wie brasilianische Medien schrei-

ben, um sich als ein künftiges Kraftzen-
trum der Welt auf dem globalen Markt
für saubere Energie zu positionieren.
Die „Agentur für Industrienachrichten“
berichtet sogar, dass grüne Wasserstoff-
projekte Investitionen in Höhe von
mehr als 188 Milliarden Real (31 Milliar-
den Euro) nach sich ziehen. „Brasilien
hat kürzlich mit dem Regulierungsge-
setz für Wasserstoff und vor allem mit
dem Gesetz der Kraftstoffe für die Zu-
kunft wichtige Signale für Investoren
gesetzt und die ersten Schritte zu einer
Neu-Industrialisierung eingeleitet“,
sagt Ansgar Pinkowski (56), Gründer
der Agentur „Neue Wege“ in Brasilien,
die sich auf die Beratung und Vermitt-
lung von Themen zur Energiewende
zwischen Brasilien und Europa speziali-
siert hat. 

„Brasilien ist ein wirtschaftliches und
politisches Schwergewicht in Latein-
amerika mit enormen Chancen im stra-
tegisch wichtigen Bereich der Rohstof-
fe“, sagt der Bundestagsabgeordnete
Thomas Rachel vom CDU-Arbeitskreis
Lateinamerika. Das Land wird heftig
umworben – von der Europäischen Uni-
on und von China. „Unter Brasiliens
Präsident Lula da Silva beobachten wir

eine gefährliche Annäherung an China,
das seine Rolle in der Region unge-
bremst ausbaut“, sagt Rachel und for-
dert „einen zügigen Abschluss des EU-
Mercosur-Freihandelsabkommens“. In
brasilianischen Medien wird darüber
spekuliert, dass beim anstehenden G20-
Gipfel in Rio de Janeiro der Durchbruch
diesbezüglich gelingen könnte. Aller-
dings gab es bei den jüngsten Regional-
wahlen für Lulas linke Arbeiterpartei
PT einen Denkzettel an der Urne. Beob-
achter gehen davon aus, dass die PT nun
einen gemäßigteren Kurs mit Blick auf
die politische Mitte fahren wird. In zwei
Jahren will sich Lula da Silva erneut für
vier Jahre als Präsident wählen lassen.

Aber auch die brasilianische Autoin-
dustrie meldet Zukunftsinvestitionen,
die zeigen, dass die internationalen
Hersteller dem Land vertrauen. Im
April ließ Handelsminister Geraldo
Alckmin wissen, dass die Branche seit
Amtsübernahme der Regierung von
Präsident Lula da Silva bereits 130 Milli-
arden Real (etwa 22 Milliarden Euro) an
Investitionen angekündigt hat. Darun-
ter sind praktisch alle Hersteller von
Volkswagen über Honda bis zu dem
neuen chinesischen Player BYD. 

Jüngst kündigte auch Autogigant
Stellantis große Investitionen an. Die
Gruppe, zu der die Marken Fiat, Jeep,
Peugeot, Citroën und RAM gehören,
will umgerechnet sechs Milliarden Euro
nach Brasilien und Südamerika pum-
pen. Das wäre gleichbedeutend mit der
größten Investition in der Geschichte
der brasilianischen und südamerikani-
schen Automobilindustrie, berichten lo-
kale Medien. In Brasilien ist die Indus-
trialisierung ausdrückliches Regie-
rungsziel und geht mit niedrigeren
Lohn- und Energiekosten sowie Zu-
stimmung statt Protesten bei Fabrik-
bauten einher. 

Allerdings gibt es auch kritische Sig-
nale: Unter der Lula-Regierung ist die
Staatsverschuldung gewachsen, der bra-
silianische Real verlor gegenüber dem
US-Dollar an Wert. Innenpolitisch hat
die Regierung noch finanzpolitische
Aufgaben zu bewältigen. Der Präsident
selbst setzte mit einem fast 40 Ministe-
rien umfassenden Kabinett nicht gerade
ein Zeichen für einen Bürokratieabbau.
Trotzdem: Die Grundausrichtung des
größten lateinamerikanischen Marktes
ist durchaus positiv, die Perspektive
stimmt. T OBIAS KÄUFER
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B
ernd Rohde entstammt einer
deutsch-mexikanischen Familie
und ist CEO von Hannover Fairs

Mexico. Im Interview spricht der Mes-
se-Manager über Chancen und Risiken
für deutsche Firmen in Mexiko.

WELT: Sie haben 2019 die Industrial
Transformation México (ITM) als
mexikanische Hannover Messe aus
der Taufe gehoben. Ein Erfolg?
B ERND ROHDE: Die Deutsche Messe
organisiert Industriemessen weltweit.
In Mexiko haben wir im Oktober die
sechste ITM organisiert in Léon, in der
pulsierenden Industrieregion Bajío.
2025 wird sie erstmalig in Mexiko-City
stattfinden. Die Präsenz der deutschen
Industrie in Mexiko wächst beständig.
Bisher gibt es fast 2200 deutsche Unter-
nehmen, Siemens hat gerade „130 Jahre
Mexiko“ gefeiert. Das Konzept von „In-
dustrie 4.0“ hat sich komplett durchge-
setzt, auch bei mittleren und kleineren
Firmen, den sogenannten „pymes“.
Auch hat die Digitalisierung riesige
Fortschritte gemacht: Da ist manche
Firma weiter als wir in Deutschland.

W ELT: Was wird Mexikos neue Präsi-
dentin Claudia Sheinbaum machen?
ROHDE: Ich sehe deutliche Unterschie-
de zu ihrem Vorgänger Andrés Manuel
López Obrador. Die Naturwissenschaft-
lerin Sheinbaum ist weltoffener, sie hat
bei der Auswahl ihrer Mitarbeiter eine
Reihe fähiger Experten ernannt. Sie hat
einen völlig anderen Ansatz beim The-
ma Energie und setzt auf die Erneuer-
baren – hauptsächlich Solar- und Wind-
kraft. Bis 2030 möchte sie damit einen
Energieanteil von 45 Prozent erreichen.
Auch soll die Lithiumindustrie ausge-
baut werden, Mexiko verfügt über große
Reserven. Frau Sheinbaum will auch
mehr für die Infrastruktur tun und
möchte der Schiene eine größere Be-
deutung geben und das geplante Eisen-
bahnprojekt im Isthmus von Tehuante-
pec vorantreiben, das nördlich des
Panamakanals zu einer Transportopti-
on zwischen dem Golf von Mexiko und
dem Pazifik werden könnte. Gute Chan-
cen eröffnen sich auch für Firmen, die
in der Wasseraufbereitung tätig sind.

W ELT: Wie geht es weiter mit dem
„Nearshoring“, also der Verlagerung
von immer mehr Produktionskapazi-
täten nach Mexiko?
ROHDE: Nearshoring ist eine unglaubli-
che Erfolgsgeschichte. Diese stößt an
Grenzen, weil es kaum noch Freiflächen
in Industrieparks gibt. Das Potenzial für
den nordamerikanischen Markt ist noch
nicht ausgeschöpft. Außerdem: Die
schon erreichte Verzahnung zwischen
mexikanischer und nordamerikanischer
Wirtschaft ist nicht mehr rückgängig zu
machen: Bei unserer letzten ITM bestä-
tigte der Chef von Ford Mexiko, dass
mehr als 30 Prozent aller Autoteile, die
Ford nutzt, aus Mexiko kommen. Ganz
egal, wer ins Weiße Haus einzieht, an
diesen Fakten kommt man nicht vorbei.
2026 wird das Freihandelsabkommen
TLMC neu verhandelt. Zurzeit beträgt
der „local content“ der Autoindustrie
über 70 Prozent, sollte das erhöht wer-
den, ist das für Mexiko höchstens gut.

WELT: Zum umstrittensten Erbe der
letzten Regierung gehört die Justizre-
form: Richter werden nun auf allen
Ebenen vom Volk direkt gewählt.
ROHDE: An diesem Punkt bin ich unsi-
cher. Allerdings stand das Justizsystem
bisher schon vor großen Herausforde-
rungen, um es vorsichtig auszudrücken.
Ich weiß nicht, ob die freie Wahl der
Richter dies verbessern wird.

W ELT: Unter López Obrador wurden
200.000 Menschen Opfer des organi-
sierten Verbrechens und der mexika-
nischen Drogenbanden.
ROHDE: Die Zahlen kann man nicht
schönreden, der Einfluss der Kartelle
hat in den letzten 30 Jahren dramatisch
zugenommen. Sheinbaum wird vermut-
lich keinen frontalen Kampf gegen sie
beginnen. Aber sie will die Arbeitsbe-
dingungen für die Sicherheitskräfte –
Polizei und Militär – verbessern. Der
Einfluss der Streitkräfte, deren Anse-
hen in der Gesellschaft hoch ist, nahm
unter López Obrador enorm zu. Daran
wird Sheinbaum nichts ändern: Auf wen
sollte sie sich auch sonst stützen?
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„Die Präsenz
der deutschen
Industrie wächst“
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